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2038-3-2-20-UG , 2038-3-2-21-UG , 2030-3-9-1-UG 

Verordnung 
zur Änderung der Zulassungs-, AusbiIdungs- und Prüfungsordnungen 

sowie der Verordnung zur Übertragung beamten-, besoldungs- und 
reisekostenrechtIicher Zuständigkeiten im Geschäftsbereich 

des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Gesundheit 

Vom 10. März 2011 

Auf Grund von 

1. Art. 6 Abs. 2 und 4 Satz 1, Abs. 5 Satz 2, Art. 18 
Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2, Art. 49 Abs. 3, Art. 81 
Abs. 6 Satz 2, Art. 86 Abs. 2 Satz 3, Art. 92 Abs. 2 
Halbsatz 2, Art. 139 Abs. 10 des Bayerischen Be­
amtengesetzes(BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBI 
S. 500, BayRS 2030-1-1-F). zuletzt geändert durch 
§ 4 des Gesetzes vom 5. Auqust 2010 (GVBl S. 410, 
ber. S. 764). 

2. Art. 3 Abs. 1 Satz 2, Art. 38 Abs. 2, Art. 67 Satz 1 
Nm. 1 bis 3. des Gesetzes über die Leistungslauf­
bahn und die Fachlaufbahnen der bayerischen 
Beamten und Beamtinnen (Leistungslaufbahn­
gesetz - LlbG) vom 5. August 2010 (GVBl S. 410, 
571, BayRS 2030-1-4-F). 

3. Art. 31 Abs. 2 Satz 2, Art. 68 Abs, 2 Satz 1, Art. 75 
Abs. 2 Satz 2, Art. 81 Abs. 1 des Bayerischen Be­
soldungsgesetzes (BayBesG) vom 5. August 2010 
(GVBl S. 410, ber. S. 764, BayRS 2032-1-1-F). 

4. § 18 Abs. 1 Satz 2, § 22 Abs. 2 Satz 4. der Ver­
ordnung über den Urlaub der bayerischen Beam­
ten .und Richter (Urlaubsverordnung - UrlV) vorn 
24. Juni 1997 (GVBl S. 173, ber. S. 486, BayRS 
2030-2-25 cF). zuletzt geändert durch § 7 der Ver­
ordnung vom 5. Januar 2011 (GVBl S. 12), 

5. § 2 Abs. 3 Satz 1, § 4 Abs. 1 Satz 1, § 6 Abs. 1 
Satz 1, § 8 Abs. 1 Satz 5 und § 9 Abs. 1 Satz 4 der 
Verordnung über die Arbeitszeit für denbayeri­
sehen öffentlichen Dienst (Arbeitszeitverordnung 
- AzV) vom 25; Juli 1995 (GVBI S. 409, BayRS 
2030-2-20-F). zuletzt geändert durch § 4 der Ver­
ordnung vom 5. Januar 2011 (GVBl S. 12), 

erlässt das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und 
Gesundheit im Einvernehmen mit dem Staatsministeri-

2038-3-2-20-UG), geändert durch Verordnung vom 
6. Oktober 2005 (GVBl S. 518). wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Verordnung über den fachlichen Schwerpunkt 
Gesundheitsdienst (FachV-GesD)". 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

,,§ 1 

Fachlicher Schwerpunkt 

(1) Mit dieser Verordnung wird der fachliche 
Schwerpunkt Gesundheitsdienst in der Fachlauf­
bahn Gesundheit gebildet. 

(2) Soweit diese Verordnung keine anderwei­
tigen Regelungen enthält, gelten die. Vorschriften 
der Allgemeinen Prüfungsordnung (APO) ent­
sprechend. " 

3. In § 2 Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte "für den hö­
heren Gesundheitsdienst" durch den Klammerzu­
satz ,,( § 7)" ersetzt. 

4. § 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1 Die Ausbildung erfolgt im Arbeitnehmerver­
hältnis. " 

5. In § 4 Abs. 3 werden die Worte "obersten Dienst­
behörde" durch das Wort "Ernennungsbehörde" 
ersetzt. 

6. In § 7 Satz 1 werden. die Worte", Gesundheit und 
Verbraucherschutz" durch die Worte "und Ge­
sundheit" ersetzt. 

um der Finanzen und mit Zustimmung des Bayerischen I 7. § 9 Abs. 2 Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
Landespersonalausschusses folgende Verordnung: sung: 

§ 1 

Änderung der Zulassungs-, Ausbildungs- und 
Prüfungs ordnung für den höheren Gesundheitsdienst 

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung für den höheren Gesundheitsdienst 
(ZAPOhGesD) vom 25. Juli 2003 (BayRS 

,,2Das vorsitzende Mitglied und zwei weitere Mit­
glieder müssen Beamte sein, die über die Quali­
fikation nach Maßgabe dieser Verordnung verfü­
gen. 3Ein Mitglied muss über die Qualifikation für 
das Richteramt verfügen. " 

8. In § 15 Nr. 1 werden die Worte "nach Notenstufe 
und Zahlenwert" durch die Worte '" die entspre­
chende Notenbezeichnung" ersetzt. 
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§ 2 

Änderung der Zulassungs-, Ausbildungs- und 
Prüfungs ordnung für den höheren Veterinärdienst 

Die Zulassungs-, Ausbildungs-und Prüfungsord­
nung für den höheren Veterinärdienst (ZAPO/vet) vom 
6. August 2002 (GVBl S. 370, BayRS 2038-3-2-21-UG), 
geändert durch § 3 der Verordnung vom 6. Oktober 
2005 (GVBl S. 518), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Verordnung über den fachlichen Schwerpunkt 
Veterinärdienst (FachV-VetD)". 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

,,§ 1 

Fachlicher· Schwerpunkt 

(1) Mit dieser Verordnung wird der fachliche 
Schwerpunkt Veterinätdienst in der Fachlauf­
bahn Gesundheit gebildet. 

(2) Soweit diese Verordnung keine anderwei­
tigen Regelungen enthält, gelten die Vorschriften 
der Allgemeinen Prüfungsötdnung (APO)ent­
sprechend. " 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal In Nr. 4 wird das Komma durch das Wort 
"und" ersetzt. 

bb) NI. 5 wird aufgehoben. 

ce) Die bisherigeNr. 6 wird NI. 5; die Worte 
"für den höheren Veterinärdienst" wer­
den durch den Klammerzusatz ,,(§ 7)" er­
setzt. 

b) In Abs. 2 werden die Worte", 4 und 5" ersetzt 
durch die .Worte "und 4". 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "für den 
höheren Veterinärdienst" gestrichen. 

b) In Abs. 2 werden die Worte '" Gesundheit und 
Verbraucherschutz" durch die Worte "und 
Gesundheit" ersetzt. 

5. § 4 wird wie.fölgt geändert: 

a) In Abs. 1 NI. 4 wird nach den Worten "Amt 
für" das Wort "Emährung, "eingefügt. 

b) InAbs.2 wird das Wort "Angestelltenverhält­
nis" durch das Wort "Arbeitnehmerverhält­
nis" ersetzt. 

6. § 6 Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. eine der Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 
Nm. 1 bis 4 nicht erfüllen; § 2 Abs. 2 bleibt 
unberührt oder". 

7. § 9 Abs. 2 Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas­
sung: 

,,2Das vorsitzende Mitglied und zwei weitere Mit­
glieder des Prüfungsausschusses müssen Beamte 
sein, die über die Qualifikation nach Maßgabe 
dieser Verordnung verfügen. 3Ein Mitglied des 
Prüfungsausschusses muss Beamter mit der Qua­
lifikation für das Richteramt sein. " 

8, In § 15 Nr. 1 werden die Worte "nach Notenstufe 
und Zahlenwert" durch. die Worte '" die entspre­
chende Notenbezeichnung" ersetzt. 

§ 3 

Änderung der Verordnung zur Übertragung 
beamten-, besoldungs- und reisekostenrechtlicher 

Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des 
Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt 

und Gesundheit 

Die Verordnung zur Übertragung beamten-, be­
soldungs- und reisekostenrechtlicher Zuständigkei­
ten i:m Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsminis­
teriu:ms für .Umwelt und Gesundheit (ZustVUG) vom 
12. August 2009 (GVBl S. 480, BayRS 2030C3-9-1-UG) 
wird. wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte "des einfachen, mittleren, geho­
benen und höheren Dienstes" werden gestri­
chen. 

b) Nach dem Klammerzusatz ,,(im Folgenden 
Staatsministerium) " werden die Worte ,,' mit 
Ausnahme der Baureferendare und Baurefe­
rendarinnen, " eingefügt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 Halbsatz .1 wird wie folgt geän­
dert: 

aal In NI. 5 werden die Worte "Satz 1" gestri­
chen. 

bb) In NI; 6 werden nach den Worten ,,§ 4" 
die Worte "Abs. 1" eingefügt. 

b) In Abs. 1 Satz 2 werden die Worte "des einfa­
chen und mittleren Dienstes" gestrichen und 
nachdem Wort "übertragen" die Worte '" die 
in der ersten oder zweiten Qualifikationsebe­
ne eingestiegen sind und höchstens ein Amt 
der Besoldungsgruppe A 9 innehaben" einge­
fügt. 
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c) Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

3. § 3 wird wiefolgt geändert: 

a) In Abs. 1 entfällt die AbsatzbezeiGhnung. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

,,§ 4 

Laufbahnrechtliche Zuständigkeiten 

Den in § 1 genannten Behörden werden im 
Rahmen ihrer Ernennungsbefugnis folgende Zu­
ständigkeitennach dem Leistungslaufbahnge­
setz (LlbG) übertragen, soweit keine AntragsteI­
lung beim Landespersonalausschuss erforderlich 
ist: 

1. Zustimmung zum Wechsel innerhalbdersel­
ben Fachlaufbahn nach Art. 9 Abs. 1 Sätzen 2 
und 3LlbG oder Anerkennung der Qualifi­
kation für die neue Fachlaufbahn nach Art. 9 
Abs. 3 Satz 2 LlbG, 

2. Absehen von der Probezeit und Anordnung 
einer Bewährungszeit bei der Übernahme von 
Beamten und Beamtinnen anderer Diensther­
ren nach Art. 10 Abs. 1 Sätzen!, 3 und 4 LlbG 
sowie bei der Wiedereinstellung früherer Be­
amter und. Beamtinnen nach Art. '10 Abs. 3 
LlbG, 

3. Anerkennung einer auf Grund der Laufbahn­
vorschriften des Bundes oder eines ande­
ren Landes erWorbenen Qualifikation nach 
Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 LlbG, 

4. Anrechnung von Zeiten von Beurlaubungen 
auf die Pröbezeitnach Art. 12 Abs. 3 Satz 6 
LlbG, 

5. Verlängerung der Probezeit nach Art. 12 
Abs. 4 Satz 2 LlbG, 

6. Vorverlegung des allgemeinen Dienstzeitbe­
ginnsumbis zu drei Jahre nach Art. 15 Abs.3 
Satz 4 LlbG, 

7. Berücksichtigung weiterer Zeiten einer Be­
urlaubung als Dienstzeit nach Art. 15 Abs. 4 
Satz 3 LlbG, 

8. Kürzung des Vorbereitungsdienstes nach 
Art. 27 Abs. 2 LlbG und Anrechnung von Zei­
ten auf den Vorbereitungsdienst nach Art. 27 
Abs. 3 Satz 1 LlbG oder Art. 35 Abs. 1 Satz 2 
LlbG, 

9. Kürzung .der Probezeit nach Art. 36 Abs. 1 
Satz 1 LlbG, 

10. Anrechnung von Zeiten einer Tätigkeit im öf­
fentlichen Dienst oder außerhalb des öffentli­
chen Dienstes auf die Probezeit nach Art. 36 
Abs.2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 LlbG, 

11. Zulassung zur Ausbildungsqualifizierung 
nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 LlbG, Entschei­
dungen nach Art. 37 Abs. 2 Satz 2 LlbG und 
Kürzung der Ausbildungsqualifizierung nach 
Art. 37 Abs. 4 LlbG, . 

12. Feststellung des Qualifikationserwerbs nach 
Art. 40 LlbG." . 

5. In § 5 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "leiten und 
die Personen, die den Regierungen nachgeordne­
te Behörden" durch die Worte "oder getichtsärzt­
liche Dienste" ersetzt. 

6. Nach der Überschrift "Besoldungsrechtliche Zu­
ständigkeiten" wird folgender neuer § 6 einge­
fügt: 

7. 

,,§ 6 

Berücksichtigungsfähige Zeiten 

Die Entscheidung über die Anerkennung för­
derlicher hauptberuflicher Beschäftigungszeiten 
nach Art. 31 Abs. 2 Satz. 1 des Bayerischen Besol­
dllngsgesetzes (BayBesG) wird den in § 1 genann­

. ten Behörden für die Beamten und· Beamtinnen 
des jeweiligen Dienstbereichs übertragen." 

Der bisheriqe § 6 wird § 7 und wie folqt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte "Leis-
tungsprämien, Leistungszulagen " durch 
das Wort" Leistungsbezüge " ersetzt. 

b) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lDie Entscheidung über die Vergabe von 
Leistungsbezügen nach Art. 68 Abs. 2 Satz 1 
BayBesG wird den unmittelbaren· Dienstvor­
gesetzten übertragen." 

8. Der bisherige § 7 .wird § 8 und erhält folgende 
Fassung: 

,,§ 8 

Anwärterbezüge 

Die Zuständigkeit für die Erteilung von Auf­
lagen und die Rückforderung von Anwärterbe­
zügen nach Art. 75 Abs. 2 Satz 2 BayBesG und 
für die Kürzung der Anwärterbezüge nach Art. 81 
Abs.l BayBesG wird den in § 1 genannten Behör­
den für die Beamten und Beamtinnen des jeweili­
gen Dienstbereichs übertragen. " 

9. Die bisherigen §§ 8 bis 10 werden §§ 9 bis 11. 
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§4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft. 

München, den 10. März 2011 

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit 

Dr. Markus S öde r, Staatsminister 
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2030-2-27-F 

Verordnung 
zur Änderung der 

Bayerischen Beihilfeverordnung 

Vom 11. März 2011 

Auf Grund des Art. 96 Abs. 5 Satz 1 des Bayeri­
schen Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 
(GVBl S. 500, BayRS 2030-1-1-F), zuletzt geändert 
durch § 4 des Gesetzes vom 5. August 2010 (GVBl 
S. 410, ber. S. 764). erlässt das Bayerische Staatsminis­
terium der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Beihilfefähigkeit von 
Aufwendungen in Krankheits-, Geburts-, Pflege­
und sonstigen Fällen (Bayerische Beihilfeverord­
nung - BayBhV) vom 2. Januar 2007 (GVBl S. 15, 
BayRS 2030-2-27-F), geändert durch Verordnung vom 
16. April 2009 (GVBl S. 117), wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

aJ Die Überschrift des § 4 wird durch den Klam­
merhinweis ,,(aufgehoben)" ersetzt. 

b) Die Überschrift des §19a erhält folgende Fas­
sung: 

"Gebärdensprachdolmetscherinnen bzw. Ge­
bärdensprachdolmetscher" . 

c) Es wird folgender § 24a eingefügt: 

,,§ 24a Soziotherapie" . 

2. In § 1 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte "er ist nicht 
vererblieh; " gestrichen. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Wort "Wit­
wer" ein Komma sowie die Worte "hinter­
bliebene Lebenspartner (Lebenspartnerinnen 
und Lebenspartner im Sinn des § 1 des Le­
benspartnerschaftsgesetzes )" eingefügt sowie 
die Worte ,,§ 23 des Beamtenversorgungsge­
setzes (BeamtVG)" durch die Worte "Art. 39 
des Bayerischen Beamtenversorgungsgeset­
zes (BayBeamtVG)" ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 1 werden das Wort "Dienstbe­
züge" durch das Wort "Grundbezüge" so­
wie das Wort "Witwergeld" durch die Worte 
"Versorgungsbezüge für hinterbliebene Le­
benspartner" ersetzt. 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort "Ehe­
gatte" die Worte "oder der Lebenspartner" 
eingefügt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Nr. 1 werden nach dem Wort "Ehegat­
ten" die Worte" bzw. deren Lebenspart­
ner" eingefügt. 

bb) In NI. 2 werden nach dem Wort "Ehe­
gatten" die Worte "oder Lebenspartner" 
eingefügt. 

5. § 4 wird aufgehoben. 

6. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 2 wird der Schlusspunkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halb­
satz angefügt: 

"dies gilt nicht, soweit es sich bei dem neuen 
Versorgungsbezug um ein Witwengeld oder 
Versorgungsbezüge für hinterbliebene Le­
benspartner handelt. " 

b) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aal Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 

blr) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,21st im Beihilferecht des Bundes oder 
eines Landes eine feste Zuordnung von 
Kindern vorgesehen, gilt das Wahlrecht 
nach Satz 1 als ausgeübt. " 

7. In § 6 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte" Sätze 2 bis 
4 BayBG gelten" durch die Worte "Satz 3 BayBG 
gilt" ersetzt. 

8. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

,,5 Aufwendungen für Heilpraktikerleistun­
gen sind angemessen bis zur Höhe der 
Schwellenwerte vergleichbarer ärztlicher Leis­
tungen nach dem Gebührenverzeichnis der 
Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ); beste­
hende Einschränkungen der Abrechenbar­
keit von Gebührenziffern sind zu berücksich­
tigen. " 
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b) Es wird folgender Abs. la eingefügt: 

,,(la) 'Sind Beihilfeberechtigte und be­
rücksichtigungsfähige Angehörige in einem 
beihilfekonformen Standardtarif nach § 257 
Abs. 2a oder nach § 257 Abs. 2a in Verbin­
dung mit § 315 des Fünften Buches Sozialge­
setzbuch (SGB V) oder einem Basistarif nach 
§ 12 Abs. 1a des Gesetzes über die Beaufsich­
tigung der Versicherungsunternehmen (Ver­
sicherungsaufsichtsgesetz) in der Fassung der 
Bekanntmachung vorn 17. Dezember 1992 
(BGEl 1993 I S. 2). zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Gesetzes vom 1. März 2011 (BGEl I 
S. 288), versichert, beurteilt sich die Ange­
messenheit der Aufwendungen für ärztliche, 
zahnärztliche und psychotherapeutische Leis­
tungen,. die zum Leistungsumfang des Stan­
dardtarifs zählen, nach den in § 75 Abs. 3b 
Satz 1 SGB V vereinbarten Gebührenrege­
lungen. 2Abweichend hiervon wird bis zum 
Inkrafttreten von Vereinbarungen nach Satz 1 
die Angeinessenheit nach § 75Abs. 3a SGBV 
beurteilt. " 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,'Notwendigkeit und Angemessenheit 
von Leistungen können auch auf der Ba­
sis von Verträgen und Vereinbarungen 
bewertet werden. " 

bb) In Satz 4 werden nach dem Wort" Sofern" 
die Worte "der Verband der privaten 
Krankenversicherung e.v., dieentspre­
c:henden Landesverbände oder" einge­
fügt. 

d) Abs. 4.wird wie folgt geändert: 

aal In Nr. 1 wird nach dem Wort "Ehegatten," 
das Wort." Lebenspartner, " eingefügt. 

bb) NI. 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach den Worten "den Ehegatten" 
werden die Worte "bzw. den Le­
benspartner" eingefügt. 

bbb) Nach den Worten "dem Ehegatten" 
werden die Worte "oder dem Le­
benspartner" eingefügt. 

cce) Nach. den Worten "berücksichti­
gungsfähige Ehegatte" werden die 
Worte "bzw. Lebenspartner" einge­
fügt. 

ddd) Nach den Worten "des berücksich­
tigungsfähigen Ehegatten" werden 
die Worte "bzw. Lebenspartners" 
eingefügt. 

9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

" (1) 'Zu den psychotherapeutischen Leis­
tungen gehören Leistungen der psychosoma­
tischen Grundversorgung(§ 10), der tiefen­
psychologisch fundierten und analytischen 
Psychotherapien (§ 11) sowie der Verhaltens­
therapien (§ 12). 2Aufwendungen für tiefen­
psychologisch fundierte und analytische Psy­
chotherapien sowie Verhaltenstherapien sind 
nur beihilfefähig bei 

1. affektiven Störungen (depressiven Episo­
den, rezidivierenden depressiven Störun­
gen, Dysthymie), 

2. Angststörung-en und Zwangsstörungen, 

3. somatoforrnen Störungen und dissoziati­
ven Störungen (Konversionsstörungen), 

4. Anpassungsstörungen und Reaktionen 
auf schwere Belastungen, 

5. Essstörungen, 

6. nichtörganischenSchlafstörungen, 

7. sexuellen. Funktionsstörungen, 

8. Persönlichkeitsstörungen und Verhal­
tensstörungen, 

9; Verhaltensstörungen und emotionalen 
Störungen mit Beginn in der Kindheit und 
Jugend. 

3Eine .Psychotherapie kann neben oder 
nach einer somatischen ärztlichen Be­
handlung von Krankheiten öder deren 
Auswirkungen angewandt werden, wenn 
psychische Faktoren einen wesentlichen 
pathogenetischen Anteil daran haben und 
sich ein Ansatz für die Anwendung einer 
Psychotherapie bietet; Indikationen hierfür 
können nur sein: 

1. Abhängigkeit von Alkohol, Drogen oder 
Medikamenten nach vorangegangener 
Entgiftungsbehandlung im Stadium der 
Entwöhnung unter Abstinenz, 

2. s'eelische Krankheit auf Grund frühkind~ 
licher. emotionaler Mangelzustände oder 
tiefgreifender Entwicklungsstörungen; in 
Ausnahmefällen auch seelische Krank­
heiten,die im Zusammenhang mit früh­
kindlichen körperlichen Schädigungen 
oder Missbildungen stehen, 

3. seelische Krankheit als Folge schwerer 
chronischer Krankheitsverläufe, 
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4. psychische Begleit-, Folge.- oder Residu­
alsymptomatik psychotischer Erkrankun­
gen. 

(2) lAufwendungen für psychotherapeuti­
sche Behandlungen, die zu den wissenschaft­
lich anerkannten Verfahren gehören. und 
nach· den Abschnitten Bund G der Anlage 
zur Gebührenordnung für Ärzte abgerechnet 
werden, sindbeihilfefähig, .wenn 

1. sie der Feststellung, Heilung oder Linde­
rung von seelischen Krankheiten nach 
Abs .. 1 dienen, bei denen Psychotherapie 
indiziert ist 

2. nach einer biographischen Analyse oder 
Verhaltensanalyse und gegebenenfalls 
nach höchstens fünf, bei analytischer Psy­
chotherapie bis zu acht probatorischen 
Sitzungen die Voraussetzungen für einen 
Behandlungserfolg gegeben sind und 

3. die Festsetzungsstelle vor Beginn bzw. 
Verlängerung der Behandlung die Beihil­
fefähigkeit der Aufwendungen auf Grund 
eines auf einempseudonymisierten Be­
richt der Therapeutin bzw. des Therapeu­
ten beruhenden vertrauensärztlichen Gut­
achtens zur Notwendigkeit und zu Art und 
Umfang der Behandlung· anerkannt hat. 

2Satz 1 gilt nicht für psychotherapeutische 
Behandlungen im Rahmen von stationären 
Krankenhaus- oder Rehabilitationsbehand­
lungen. 3Für das Erstellen von Gutachten 
nach Satz 1 NI. 3 benennt das Staatsnüniste­
rium der Finanzen geeignete Gutachterinnen 

. und Gutachter und gibt diese durch Verwal­
tungsvorschrift bekannt. " 

b) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird die. Satznummerierung ge­
strichen; in Nr. 1 .wird. das Komma durch 
das Wort "und" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 2 wird dasWort."Verfahren" 
durch das Wort "Interventionen" ersetzt. 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) lBeihilfefähig sind je Krankheitsfall bei 

1. verbaler Intervention als Einzelbehand­
lung bis zu 25 Sitzungen, sowohl über 
einen kürzeren Zeitraum als auch im Ver­
lauf chronischer Erkrankungen über ei­
nen längeren Zeitraum in niederfrequen­
ter Form, 

2. autogenem Training und Jakobsonscher 
Relaxationstherapie als Einzel- oder 
Gruppenbehandlung bis zu zwölf Sitzun­
gen; eine Kombination von Einzel- und 
Gruppenbehandlung ist hierbei möglich, 
sowie 

3. Hypnose als Einzelbehandlung bis zu 
zwölf Sitzungen. 

2Leistungen nach Satz 1 NI. 1 dürfen nicht in 
derselben Sitzung mit Leistungen nach Satz 1 
Nm. 2 und 3 kombiniert werden. 3Neben den 
Aufv/ondungen für eine ,verbal~, Interlention 
nach NI. 849 der Anlage zur Gebührenord­
nung für Ärzte sind Aufwendungen für köt­
perbezogene Leistungen der Ärztin· oder des 
Arztes beihilfefähig. 

c) Abs. 3 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Abs . .4 wird Abs. 3 und wie folgt 
geändert: 

aal In Nr. 6 wird das Wort "Kinderheilkunde" 
durch die Worte ."Kinder-und Jugendme­
dizin " ersetzt. 

bb) In NI. 11 werden die Worte "Psychosoma­
tische Medizin und Psychotherapie oder" 
angefügt. 

e) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4; das Wort 
"Verfahren" wird durch das Wort "Interven­
tionen" ersetzt. 

11. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 bis 3 erhalten folgende Fassung: 

" (1) Aufwendungen für Behandlungen 
der tiefenpsychologisch fundierten und der 
analytischen Psychotherapie nach Nm. 860 
bis 865 der Anlage zur Gebührenordnung für 
Ärzte sind je Krankheitsfall nur in folgendem 
Umfang beihilfefähig: 
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1. tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie von Erwachsenen: 

Einzelbehandlung Gruppenbehandlung 
Regelfall 50 Sitzungen 40 Sitzungen 
besondere Fälle weitere 30 Sitzungen weitere 20 Sitzungen 
wird das Behandlungsziel nicht höchstens weitere höchstens weitere 
innerhalb der genannten Sitzungen 20 Sitzungen 20 Sitzungen 
erreicht 

2. analytische Psychotherapie von Erwachsenen: 

Einzelbehandlung Gruppenbehandlung 
Regelfall 80 Sitzungen 40 Sitzungen 
bei erneuter eingehenderBegrün- weitere 80 Sitzungen weitere 40 Sitzungen 
dung des Therapeuten 
in besonderen Ausnahmefällen nochmals weitere 80 Sitzungen nochmals weitere40 Sitzungen 
wird das Behandlungsziel nicht 

weitere begrenzte Behandlungsdauer weitere begrenzte Behandlungsdauer 
innerhalb der genannten Sitzungen von bis zu 60 Sitzungen von bis zu 30 Sitzungen 
erreicht 1 __ 

3. tiefenpsychologisch fundierte oder analytische Psychotherapie von Kindern: 

Einzelbehandlung Gruppenbehandlung 
Regelfall 70 Sitzungen 40 Sitzungen 
bei erneuter eingehender Begrün-

weitere 50 Sitzungen weitere 20 Sitzungen 
dung des Therapeuten 
in besonderen Ausnahmefällen nochmals weitere 30 Sitzungen nochmals weitere 30 Sitzungen 
wird das Behandlungsziel nicht 
innerhalb der genannten Sitzungen weitere begrenzte Behandlungsdauer weitere begrenzte Behandlungsdauer 
erreicht 

4. tiefehpsychologisch fundierte oder analytische Psychotherapie von Jugendlichen: 

Regelfall 
bei erneuter eingehender Begrün-
dung des Therapeuten 
in besonderen Ausnahmefällen 
wird das Behandlungsziel nicht 
innerhalb der genannten Sitzungen 
erreicht 

EiIlzelbehandlung Gruppenbehandlung 
90 Sitzungen 40 Sitzungen 

weitere 50 Sitzungen weitere 20 Sitzungen 

nochmals weitere 40 Sitzungen nochmals weitere 30 Sitzungen 

weitere begrenzte Behandlungsdauer weitere begrenzte Behandlungsdauer 

(2) lDer Beihilfefähigkeit steht nicht ent­
gegen, wenn beitiefenpsychologisch fundier­
ter oder analytischer Psychotherapie von Kin~ 
dem und Jugendlichen bis zur Vollendung 
des 18 .. Lebensjahres. Bezugspersonen einbe­
zogen werden; 2Die Höchstzahl der Sitzungen 
darf.dadurch nicht überschritten werden. 

(3) 11m Rahmen psychoanalytisch begrün­
deter Verfahren ist die simultane Kombinati­
on von Einzel- und Gruppentherapie grund­
sätzlich ausgeschlossen. 2 Auf dem Gebiet der 
tiefenpsychologisch fundiertenPsychothe­
rapie kann eine solche Kombination nur bei 
niederfrequenten Therapien auf Grund eines 
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1. bei Erwachsenen 

Regelfall 
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besonders begründeten Erstantrags durchgec 

führt werden. " 

b) In Abs. 4 Satz 1 Nr .. 1 werden nach dem Wort 
"Medizin" die Worte "oderPsychosomatische 
Medizin und Psychotherapie" eingefügt. 

c) In Abs. 7 Satz 5 wird der Schlusspunkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

,,§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 gilt entsprechend. " 

12. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Aufwendungen für Verhaltensthera­
pien nach Nm. 870 und 871 der Anlage zur Ge­
bührenordnung für Ärzte sindje Krankheitsfall 
nur in folgendem Umfang beihilfefähig: 

Einzelbehandlung 
45 Sitzungen 

wird das Behandlungsziel nicht in-
nerhalb der genannten Stundenzahl weitere 15 Sitzungen 
erreicht 
nur in besondersbegründetenAus-

weitere 20 Sitzungen 
nahmefällen 

Gruppenbehandlung 
45 Sitzungen 

weitere 15 Sitzungen 

weitere 20 Sitzungen 
------

2. bei Kindern und Jugendlichen einschließlich notwendiger begleitender Behandlu.ng von Bezugspersonen 

Einzelbehandlung 
Regelfall 45 Sitzungen 
wird das Behandlungsziel nicht in-
nerhalb der genannten Stundenzahl weitere 15 Sitzungen 
erreicht 
nur in besonders begründeten Aus-

weitere 20 Sitzuhgen 
nahmefällen 

b) Abs. 2 Satz 3 wird der Schlusspunkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz an­
gefügt: 

,,§ 9 Abs, 2 Satz 1 Nr. 3 gilt entsprechend. " 

c)Abs. 3 wird aufgehoben. 

d) Die- bisherigen p,,-bs. --4 _bis'7 \v'erden .i\bs. 3- bis 6. 

e) Der bisherige Abs. 8 wird aufgehoben. 

13. § .13 Satz 2 wird durch folgenden neueh Satz 2 
und folgenden Satz 3 ersetzt: 

" 2Nicht zu den psychotherapeutischen Leistungen 
im Sinh.der §§ 9 bis 12 gehören Behandlungen, 
die zur schulischen, beruflichen oder sozialen 

Gruppenbehandlung 
45 Sitzungen 

weitere 15 Sitzungen 

weitere 20 Sitzungen 
... _--
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Anpassung oder Förderung bestimmt sind. 3Ent­
sprechendes gilt für Maßnahmen der Erziehungs-, 
Ehe-, Lebens- oder Sexualberatung, für heilpäda­
gogische und ähnliche Maßnahmen sowie fürpsy­
chologische . Maßnahmen, die der Aufarbeitung 
und Überwindung sozialer Konflikte dienen. " 

14. § 15 erhält folgende Fassung: 

,,§ 15 

Kieferorthopädische Leistungen 

lAufwendungen für kieferorthopädische Leis­
tungen sind nur beihilfefähig, wenn vor Behand­
lungsbeginn 

1. ein Heil-und Kostenplan vorgelegt wird und 

2. die behandelte Person das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat. 

2Die AltersbegrenzungnachSatz 1 NT; 2 gilt nicht 
bei schweren Kieferanomalien, 

1. die eine kombinierte kieferchirurgische und 
kieferorthopädische Behandlung' erfordern, 
sowie 

2. in besonderen Ausnahmefällen, wenn nach 
einem zahnärztlichen Gutachten (§ 48Abs. 8) 
eine alleinige kieferorthopädische Behand­
lung medizinisch ausreichend ist. " 

15. § 19a wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte 
"Gebärdendolmetscherinnenbzw. Gebär­
dendolmetscher" durch die Worte "Gebär­
densprachdolmetscherinnen bzw. Gebär­
densprachdoLrnetscher" ersetzt. 

b) Die Worte "Gebärdendolmetscherinbzw. ei­
nes Gebärdendolmetschers" . werden durch die 
Worte "Gebärdensprachdolmetscherin bzw. 
eines Gebärdensprachdolmetschers " ersetzt. 

16. §21 wird wie folgt geäIldert: 

a) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 2 werden die Worte "von Perso­
nen, die das 18. Lebensjahr vollendet ha­
ben, ". gestrichen. 

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,3Sätze 1 und 2 gelten nicht für Kinder bis 
Zur Vollendung des 18. Lebensjahres." 

b) Es wird folgender neuer Abs. 6 eingefügt: 

,,(6) IDie Aufwendungen für die erneute 
Beschaffung von Hörhilfen sind. nur beihilfe-

fähig, wenn im laufenden und den drei ver­
gangenen Kalenderjahren keine Beihilfe für 
Hörhilfen gewährt wurde. 2Dies gilt nicht, 
wenn eine erneute. Versorgung mit einer Hör­
hilfe vor Ablauf dieses Zeitraums auf Grund 
eines ärztlichen Gutachtenswegen einer Ver­
schlechterung der Hörfähigkeit medizinisch 
erforderlich ist. 31st vor Ablauf dieses Zeit­
raums die erneute Beschaffung der Hörhilfe 
wegen Verlust oder Unbrauchbarkeit notwen­
dig, sind die Aufwendungen des nach Anla­
ge 3 vorgesehenen Höchstbetraqs zu 50 v. H. 
beihilfefähig. " 

c) Die bisherigen Abs. 6 und 7 werden Abs. 7 
und 8. 

17. In § 24 Satz 3 einleitender Satzteil und Nr. 2 wird 
jeweils nach dem Wort "Ehegatten"ein Komma 
sowie das Wort "Lebenspartner" eingefügt. 

18. Es wird folgender § 24a eingefügt: 

,,§ 24a 

Soziotherapie 

(1) lAus Anlass einer schweren psychischen 
Erkrankung ist eine fachärztlich verordnete· So­
ziotherapie beihilfefähig, wenn Erkrankte nicht in 
der Lage sind,. ärztliche oder ärztlich verordnete 
Leistungen selbstständig in Anspruch zu nehmen 
und durch die Soziotherapie eine Krankenhaus­
behandlung vermieden .oderverkürzt wird. 2Dies 
gilt auch, wenn die Krankenhausbehandlung ge­
boten, aber nicht durchführbarist. 3Schwere psy­
chische Erkrankungen nach Satz 1 sind Erkran­
kungen 

1. des schizophrenen Formenkreises 

und 

a) Schizophrenie (ICD-10"Nrn.: F 20.020.6) 

b) schizotype Störung (ICD-lO-Nr.: F21) 

c) anhaltendewahnhafte Störung 
(ICD-IO-NT;: F 22) 

d) induzierte wahnhafte Störung 
(ICD-lO-NT;: F 24) 

e) schizoaffektive Störung (ICD-I0-Nr.: F 25) 

2. der affektiven Störungen 

a) gegenwärtig schwere depressive Episode 
mit psychotischen Symptomen im Rah­
men einer. bipolaren affektiven Störung 
(ICD-lO-Nr.: F 31.5) 

b) schweredepressive Episode mit psychoti­
schen Symptomen (ICD"lO-Nr.:F 32.3) 
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c) gegenwärtig schwere depressive Episode 
mit psychotischen Symptomen im Rah­
men einer rezidivierenden depressiven 
Störung. (IeD-I0-NI.: F33.3). 

4Die Soziotherapie muss von .einer Fachkranken­
schwesterfür Psychiatrie bzw. einem Fachpfleger 
für Psychiatrie, von. einer Diplom-Sozialarbeite­
rin bzw. einem Diplom-Sozialarbeiter oder einer 
Sozialpädagogin bzw. einem Sozialpädagogen 
durchgeführt werden, die bzw. der zu einer Leis­
tungserbringung im Sinn· des § 37a SGB V be­
rechtigt ist. 

(2) lBehandlungen sind je Krankheitsfall, ge­
gebenenfalls nach höchstens fünf probatorischen 
Sitzungen, höchstens bis zu 120 Stunden inner­
halb eines Zeitraums von maximal drei Jahren 
als Einzel- oder Gruppentherapie beihilfefähig; 
die probatorischen Sitzungen bei dem Therapeu­
ten, der die Behandlung durchführt, werden auf 
die Zahl der verordneten Sitzungen angerechnet; 
2Soziothempie wird in· der Regel als EiIlzelmaß­
nahme erbracht. 

(3) Beihilfefähig sind die Aufwendungen ei­
ner Krankenpflegekraft bis zur Höhe der Kos­
ten von Leistungen, die von den· Krankenkassen 
in vergleichbaren Fällen auf der Grundlage des 
§37a SGB V gewährt werden." 

19. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 wird wie. folgt geändert: 

aal In Nr. 2 wird das Wört"oder" durch einen 
Schlusspunkt ersetzt. 

bb) Nr. 3 wird aufgehoben. 

b) In Satz 4 werden die Worte "Satz 1" durch die 
Worte "Satz 2" ersetzt. 

20. § 28 erhält folgende Fassung: 

,,§ 28 

Krankenhausleistungen 

(1) lIn nach § 108 SGB V zugelassenen Kran­
kenhäusern sind Aufwendungen für 

1. vor- und nachstationäre Behandlungen nach 
§ 1 Abs. 3 Satz 1 des Krankenhausentgeltge­
setzes (KHEntgG), § 1.15aSGB V, 

2. voll- und teilstationäre allgemeine Kranken­
hausleistungen nach § 2 Abs. 2 KHEntgG, 
§ 2 Abs. 2 der Bundespflegesatzverordnung 
(BPflV) sowie 

3. andere "im Zusammenhang mit Nm. 1 und 
2 berechenbare Leistungen im Rahmen der 
§§ 8 und 18 

beihilfefähig. 2Beihilfefähigsind ferner, abzüglich 
der Eigenbeteiligung gemäß Art. 96Abs. 2 Satz 7 
BayBG, die Aufwendungen für 

1. gesondert berechnete wahl ärztliche Leistun­
gen(§ 17KHEntgG,. § 22 Abs. 1 BPflVj sowie 

2. gesondert berechnete Unterkunft (§ 17 
KHEntgG, § 22 Abs. 1 BPflVj bis zur Höhe der 
Kosten eines Zweibettzimmers. 

(2) 1In allen anderen Krankenhäusern sind bei 
Indikationen, die bei einer Behandlung in einem 
Krankenhaus nach Abs. 1 vom DRG-Fallpauscha­
lenkatalog erfasst wären, 

1. die allgemeinen Krankenhausleistungen im 
Sinn des Abs.1 Satz 1 NI. 2 bis zum Betrag aus 
dem Produkt der oberen Korridorgrenze des 
Basisfallwerts gemäß §10 Abs. 9 KHEntgG 
mit der Bewertungsrelationgemäß Teil a) des 
DRG-Fallpauschalenkatalögs sowie 

2. gesondert berechneteWahlleistungen für Un­
terkunft bis zur Höheyon 1,5 v. H. der oberen 
Korridorgrenze des Basisfallwerts gemäß§ 10 
Abs. 9 KHEntgG abzüglich der Eigenbeteili­
gung gemäßArt. 96 Abs. 2 Satz 7 BayBG 

beihilfefähig. 2Bei allen anderen Indikationen 
sind 

1. die allgemeinen Krankenhausleistungen . bis 
zur Höhe der entsprechenden tages gleichen 
Pflegesätze in Krankenhäusern der Maximal­
versorgung sowie 

2. gesondert berechnete Wahlleistungen für Un­
terkunft bis zur Höhe der Kosten für ein Zweie 
bettzimmer in Krankenhäusernder Maximal­
versorguIlg abzüglichder Eigenbeteiligung 
gemäßArt. 96 Abs. 2 Satz 7 BayBG 

beihilfefähig. 3 Abs. 1 Satz 2 NI. 1 gilt entspre­
chend. 4Aufwendungen. für die medizinisch not­
wendige Unterbringung einer Begleitperson sind 
beihilfefähig. 5Nicht beihilfefähig sind Aufwen­
dungen für Leistungen, die zusätzlich in Rech­
nung gestellt werden. und die Bestandteil der 
Leistungen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 sind." 

21. §29 Abs. 6 wird :wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 

,,31m Rahmen einer familü"norientierten Rehac 
bilitation bei Krebs- oder Herzerkrankung eie 
nes Kindes oder bei einem an Mukoviszidose 
erkrankten Kind gilt Satz 1 Nm. 3 und 5 unter 
sinngemäßer Anwendung des Satzes 2 auch 
für mehrere Begleitpersonen aus dem Kreis 
der Familienangehörigen. " 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 
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c) Derbisherige Satz 4 wird Satz 5; in Halbsatz 2 
werden die Worte '" 3 und4" durch die Worte 
"und 3" ersetzt. 

22. § 30 Abs. 4 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Die Unterkunft muss sich im Heilkurgebiet be­
finden. " 

23. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige .Wortlaut wird Satz 1; nach der 
Abkürzung "SGB XI" wird das Wort "monat­
lieh" eingefügt. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Geeignete Pflegekräfte sind Personen, die 

1. bei ambulanten Pflegeeinrichtungen 
(Pflege dienste) angestellt sind und die 
unter ständiger Verantwortung einer aus­
gebildeten Pflegekraft Pflegebedürftige 
in ihrer Wohnung pflegen und hauswirt­
schaftlieh versorgen (§ 71 Abs. 1, § 72 
SGB XI), 

2. bei der Pflegekasse angestellt sind (§ 77 
Abs;2 SGB XI), 

3. von. der privaten Pflegeversicherung zur 
Pflege und hauswirtschaftlichen Versor­
gung zugelassen sind oder 

4. mit der Pflegekasse einen Einzelvertrag 
nach§.77 Abs. 1 SGB XI geschlossen ha­
ben." 

24.§ 36 Abs .. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden nach dem Wort "Ehegatten" 
die Worte "bzw. Lebenspartners" eingefügt. 

b) In Satz 3 Nr. 1 wird das Wort "Bundesbesol­
dungsgesetzes" durch die Worte "Bayeri­
schen Besoldungsgesetzes " ersetzt. 

25. § 41 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) 'Aufwendungen für Schutzimpfungen 
sind auf der Grundlage der Empfehlungen der 
Ständigen ImpfkommissIon beim Robert Koch­
Institut beihilfefähig . 2Nicht beihilfefähig sind 
Impfungen anlässlichprivater Reisen in Gebiete 
außerhalb der Europäischen Union.)' 

26.§ 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt: 

,,4§ 5 Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend. " 

b) In Abs. 4 NI. 2. werden nach dem Wort "Be­
gleitperson" die Worte" sowie von.Begleitper-

sonen im Rahmen einer familienorientierten 
Rehabilitation" eingefügt. 

27. § 47 Abs. 3 wird durch folgende Abs. 3 bis 5 er­
setzt: 

,,(3) 'Vordem Abzug der Eigenbeteiligungen 
gemäß Art. 96 Abs. 3 Satz 5 BayBG ist bei Be­
darf die Begrenzung gemäß Art. 96 Abs. 2 Satz 2 
BayBG durchzuführen. 2Die Abzugsbeträgegel­
ten mit dem Datum des Entstehens der Aufwen­
dungen als erbracht. 

(4) 'Die Beihilfestelle hat die individuelle 
Höchstgrenze gemäß Art. 96 Abs. 3 Sätze 7 und 8 
BayBG anhand der im Januar eines Kalenderjah­
res maßgebenden Bezüge und Renten festzustel­
len. 2 Abweichend hiervon ist bei einem Beginn 
der Beihilfeberechtigung während des laufenden 
Kalenderjahres der Tag der Berufung in ein Be­
amtenverhältnis, im Fall von Hinterbliebenen der 
Todestag des verstorbenen Beihilfeberechtigten 
maßgebend. 3Die nach den Sätzen 1 und 2 festge­
stellte Höchstgrenze vermindert sich bei verheira­
teten oder in einer eingetragenen Lebenspartner­
schaft lebenden. Beihilfeberechtigten um 15 v.H.; 
sind beide Ehegatten bzw. Lebenspartner beihil­
feberechtigt, erfolgt die Minderung des Einkom­
mens um 15v. H. jeweils für jed'en Beihilfeberech­
tigtengesondert. 4Die nach Satz 3 festgestellte 
Höchstgrenze vermindert sich für jedes berück­
sichtigungsfähige Kind um den sich nach § 32 
Abs. 6 Sätze 1 und 2 EStGergebendenBetrag; ist 
ein Kind bei mehreren Beihilfeberechtigtenbe­
rücksichtigungsfähig, erfolgt die Minderung nach 
Halbsatz 1 bei dem Beihilfeberechtigten, der nach 
§ 5 Abs. 6 zur Geltendmachung der Aufwendun­
gen für Kinder berechtigt ist. 5 Auf der Basis des 
gegebenenfalls nach den Sätzen 3 und 4 gemin­
derten fiktiven Jahresbetrags wird die individu­
elle Höchstgrenze von zwei v. H. bzw. einsv. H. 
errechnet. 6 Ab dem Zeitpunkt der Überschreitung 
der Belastungsgrenze ist die festgesetzte Beihilfe 
für den Rest des Kalenderjilhres nicht mehr nach 
Art. 96 Abs, 3 Satz 5 BayBG zu mindern. 

(5) 'Wurden im Jahr des. Todes. des verstor­
benen Beihilfeberechtigten bereits Eigenbehalte 
nach Abs. 3 satz 1 berücksichtigt, werden diese 
bei der Feststellung der Belastungsgrenze gemäß 
Art. 96 Abs. 3 Sätze 7und8 BayBGdem überle­
benden Ehegatten oder Lebenspartner zugerech­
net. 2Beieinem Anspruch gemäß Art. 89 Abs. 4 
Satz 1 BayBG oder Art. 99 Abs. 1 Satz 2 BayBG 
während einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
kommt Art; 96 Abs.3 Satz5 BayBG nicht zur An­
wendung; bezüglich des Beginns und des Endes 
der.Beurlaubung gilt Abs. 4 Satz 2 entsprechend. " 

28. § 48 Abs. 3 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

,,5Satz 1 Halbsatz 2 und Sätze 3und 4 gelten nicht, 
wenn der Beihilfeanspruchauf einen Erben oder 
eine Erbengemeinschaft übergegangen ist. " 
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29. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Nach dem Wort "Ehegatten" werden die 
Worte "bzw. Lebenspartner" eingefügt. 

bb) Nach dem Wort "Witwer" werden die 
Worte "sowie hinterbliebene Lebenspart­
nerinnen und Lebenspartner" eingefügt. 

ce) Die Worte ,,§ 61 Abs. 2 Sätze 2 und 3 
BeamtVG" werden durch die Worte 
"Art. 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 4 
BayBeamtVG" ersetzt. 

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) 1§5 Abs.l NI. 2 Halbsatz 2gm nicht 
für Versorgungsempfänger, deren Beihil­
feanspruch auf einem vor dem 1. April 2011 
entstandenen Anspruch auf Hinterbliebe­
nenversorgung beruht. 2Soweit nach § 49 
Abs. 3in Einzelfällen einer Beihilfegewäh­
rung nach einem von § SAbs. 1 NI. 2 BayBhV 
in der bis 31. März 2011 geltenden Fassung 
abweichenden Rangverhältnis zugestimmt 
wurde, verbleibt es bei diesen Entscheidun­
gen." 

30. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) NI. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Buchst. C wird wie folgt geändert: 

aaa) Es wird folgender neuer dritter Spie­
gelstrich eingefügt: 

- Computergesteuertes Gesichts­
feldtraining zur Behandlung 
nach einer neurologisch beding­
ten Erkrankung oderSchädi­
gung". 

bbb) Der bisherige dritte Spiegelstrich 
wird. vierter Spiegelstrieh. 

bb) Nach dem Stichwort ,,- Cytotoxikologi­
sehe Lebensmitteltests " wird folgender 
Buchst. Deingefügt: 

"D 

DermoDyne-Therapie (DermoDynec 
Lichtimpfung) ". 

ce) Buchst. M wird wie folgt geändert: 

aaa) Es wird folgender neuer erster Spie­
gelstrich eingefügt: 

- MinitnaIinvasive Wirbelsäulen­
Kathetertechnik nach Racz" . 

bbb) Der bisherige erste Spiegelstrich 
wird zweiter Spiegelstrich. 

b) Nr. 2sechster Spiegelstrich erhältfolgen­
de Fassung: 

- Magnetfeldtherapie 

Die Therapie mit Magnetfeldern ist 
beihilfefähig bei Behandlung der 
atrophen Pseudarthrose sowie bei 
Endoprothesenlockerung , idiopa thi­
scher Hüftnekrose und verzögerter 
Knochenbruchheilung, wenn sie in 
Verbindung mit einer sachgerechten 
chirurgischen Therapie durchgeführt 
wird, sowie im Rahmen einer repetiti­
ven transcraniellen Magnetstimulatic 

on bei Depressionen. " 

31. Anlage 2 Nr. 19 erhält folgende. Fassung: 

,,19. Manuelle Lymphdrainage nach Dr. Vodder7 ) 

a) Teilbehandlung, 30 Minuten 19,50€ 

b) Groß behandlung, 45 Minuten 29,20 € 

c) Ganzbehandlung, 60 Minuten 39,00€ 

d) Kompressionsbandagierung 
einer ExtremitätB) 

32. Anlage 3 wird wie folgt geändert: 

8,70 €". 

a) In Buchst. F wird das Stichwort "Fußteil-Ent­
lastungsschuh" angefügt. 

b) In Buchst. H erhält das Stichwort "Hörgeräte" 
folgende Fassung: 

"Hörgeräte (HdO, Taschengeräte, Hörbril­
len, C.R.O.S.-Geräte, drahtlose Hörhilfen, 
Otoplastik, IdO-Geräte). einschließlich der 
Nebenkosten, ab dem vollendeten 10.Le­
bensjahr begrenzt .auf bis zu 1500 € je Ohr, 
gegebenenfalls zuzüglich der Aufwendungen. 
für eine medizinisch notwendige Fernbedie­
nung. Mehrkosten sind beihilfefähig , wenn 
nach einem fachärztlichen Gutachten (§48 
Abs. 8) auf Grund einer beidseitigen an Taub­
heit grenzenden Schwerhörigkeit oder bei 
vergleichbar schwerwiegenden Sachverhal­
ten ansonsten eine ausreichende Versorgung 
Schwersthörgeschädigter nicht zu gewähr­
leisten ist. " 

c) In Buchst. I wird das StichWort "Ipos-Re­
dressions-Korrektur-Schühchen" gestrich­
en. 

d) In Buchst. K wird nach .dem Stichwort "Kopf­
schützer" das Stichwort "Korrektursiche­
rungsschuh " eingefügt. 



BayerischesGesetze und Verordnungsblatt NT. 612011 139 

e) In Buchst. M erhält das Stichwort "Maßschu­
he " folgende Fassung: 

"Maßschuhe (orthopädisch), die nicht serien­
mäßig herstellbar. sind, soweit die Aufwen­
dungen jeweils 64 €Übersteigen (Eigenbetei­
ligung): 

Straßenschuhe: Erstausstattung 2 Paar; 
Ersatzbeschaffung in der Regel frühes­
tens nach 2 Jahren 

Hausschuhe: Erstausstattung 1 Paar; Er­
satzbeschaffung in der Regel frühestens 
nach 2 Jahren 

Sportschuhe: Erstausstattung 1 Paar; Er­
satzheschaffung in der Regel frühestens 
nach 2 Jahren 

Badeschuhe: Erstausstattung 1 Paar; Er­
satzbeschaffung in der Regel frühestens 
nach 4 Jahren 

Interimsschuhe, ohne Ansatz einer Eigen­
beteiligung" , 

f) In Buchst. ° werden vor dem Stichwort "Or­
thonyxie-Nagelkorrekturspange". das Stich­
wort "Orthesenschuhe, soweit die Aufwen­
dungen 64 €. übersteigen" eingefügt. 

g) In Buchst. ° wird das Stichwort" Orthopädi­
scher Spezialschuh für .Diabetiker(LucRo). 
soweit die Aufwendungen 64 €übersteigen" 
angefügt, 

h) Buchst, S wird wie folgt geändert: 

aal Das Stichwort "Schaumstoff-Therapie­
Schuhe, soweit die Aufwendungen 64 € 
übersteigen" wird gestrichen, 

bb) Nachdem Stichwort "Spritzen" wird 
das Stichwort "Stabilisationsschuhe bei 
Sprunggelenkband-Schädigung, Läh­
mungszuständen und Achillessehnen­
schädigung; die gleichzeitige Anerken­
nung der Aufwendungen einer Orthese 
gegebenenfalls zuzüglich eines Orthe­
senschuhs ist ausgeschlossen" einge­
fügt, 

i) In Buchst. V wird vor dem Stichwort "Vibrati­
onstrainer bei Taubheit" das Stichwort "Ver­
bandsschuh (Einzelschuhversorgung)" einge­
fügt, 

§2 

(1) lDiese Verordnung tritt am 1. April 2011 in 
Kraft. 2Sie gilt für Aufwendungen, die nach dem 
31. März 2011 entstanden sind, 

(2) lAbweichend von Abs, 1 treten § 1 Nm, 3, 4, 
6 Buchst, a, Nr, 8 Buchst. d,Nm. 17,24 Buchst. bund 
Nr. 29 mit Wirkung vom 1. Januar 2011 in,Kraft. 2Sie 
gelten für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezem­
ber 2010 entstanden sind. 

München, den n. März 2011 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Georg F a h ren s eh on , Staatsminister 
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2030-2"23-WFK 

Achte Verordnung 
zur Änderung der 

Bayerischen Hochschullehrernebentätigkeitsverordnung 

Vom 14. März 2011 

Auf Grund von Art. 6 und 42 Satz 1 des Geset­
zes über die Rechtsverhältnisse der Hochschullehrer 
und Hochschullehretinnen sowie des weiteren wis­
senschaftlichen und künstlerischen Personals an .den 
Hochschulen (Bayerisches Hochschulpersonalgesetz 
-BayHSchPG) vom 23. Mai 2006 (GVBlS. 230, BayRS 
2030-1-2c WFK), zuletzt geändert durch § 2 des Geset­
zes vom 23. Februar 2011 (GVBl S. 102), in Verbin­
dung mit Art. 85 Abs. 1 des Bayerischen Beamtenge­
setzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500, BayRS 
2030-1-1-F), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes 
vom 5. August 2010 (GVBlS. 410,ber. S. 764) erlässt 
das. Bayerische Staatsministeriüm für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst im Einvernehmen mit dem Bay­
erischen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Nebentätigkeitdes 
beamteten wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals an den staatlichen Hochschulen (Bayeri­
sche Hochschullehrerne bentätigkeitsverordnung -
BayHSchLNV) vom 15. September 1992 (GVBl S. 428, 
BayRS 2030c2-23-WFK), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 5. November 2009 (GVBl S. 592), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 werden nach dem Wort "Studiums" 
die Worte "und in berufsbegleitenden Stu-

diengängen nach Art. 56 Abs. 4 des Bayeri­
schen Hochschulgesetzes " eingefügt. 

b)Es wird folgender Satz 5 angefügt: 

"SDer Umfang der Tätigkeiten im Nebenamt 
nach Satz 3 darf zusammen mit sonstigen ge­
nehmigtenNebentätigkeiten die in § 9 Abs. 1 
Satz 1 geregelte zeitliche Grenze nicht über­
steigen." 

2. In § 9 Abs. 2 und § 13 Abs.l Sätze 3 und 4 wird 
jeweils die. Zahl ,,4" durch die Zahl ,,5" ersetzt. 

3, In § 16 Abs. 3 Satz 1 werden nach den Worten 
"e 1", "e 3" und "e 4" jeweils die.Abkürzung 
"kw" eingefügt sowie die Worte "HS 1 kw bis 
HS 3 kw" und"HS 4 kw" gestrichen. 

§2 

1Diese Verordnung tritt am 1. April 2011 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 3 mit Wirkung 
vom 1. Januar 2011 in Kraft. 

München, den 14. März 2011 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Dr. Wolfgang Heubiseh, Staatsminister 
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2038-3-2-15-1 , 2038-3-2-16-1 , 2038-3-2-14-1 

Verordnung 
zur Änderung der 

Zulassungs-. Ausbildungs- und Prüiungsordnungen 
für den mittleren Gesundheitsdienst, 

den mittleren veterinär-technischen Dienst und 
den mittleren technischen Überwachungsdienst zum Schutz der Verbraucher 

Vom 18. März 2011 

Auf Grund von Art. 38 Abs. 2 und Art. 67 Satz 1 
Nrn.l bis 3 des Gesetzes über die Leistungslaufbahn 
und die Fachlaufbahnen der bayerischen Beamten und 
Beamtinnen (Leistungslaufbahngesetz - LlbG) vom 
5. August 2010 (GVBlS. 410, 571, BayRS 2032-1-4-F). 
erlassen die Bayerischen Staatsministerien des Innern 
sowie für Umwelt und Gesundheit im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen 
und"mit ZustÜl1illung, des Bayerisch~i1 Landesperso­
nalausschussesfolgende Verordnung: 

§ 1 

Änderung 
der Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs ordnung 

für den mittleren Gesundheitsdienst 

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung für den mittleren Gesundheitsdienst 
(ZAPOmGesD) vom 9. September 1990 (GVBl S. 463, 
BayRS 2038-3-2-15-1), geändert durch §1 der Verord­
nung vom 11. September 2009 (GVBl S. 504). wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Verordnung über den fachlichen Schwerpunkt 
Hygienekontrolldienstin der Fachlaufbahn Ge­
sundheit(FachV-HygkontrD)" . 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift des §1wirddasWort"Gel­
tungsbereich" durch die Worte "Fachlicher 
Schwerpunkt" ersetzt. 

b) In der Überschrift des Dritten Teils wird das 
Wort "Laufbahnprüfung" durch das .Wort 
"Qualifikationsprüfung " ersetzt. 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort "Geltungsbe­
reich " durch die Worte "Fachlicher Schwer­
punkt" ersetzt. 

b) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) In der Fachlaufbahn Gesundheit wird 
der fachliche Schwerpunkt Hygienekontroll­
dienst gebildet." 

cl In Abs. 2 werden die Worte "der Laufbahn­
verordnung und" und die Worte "in der je­
weils geltenden Fassung" gestrichen. 

4. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden nach 
dem Wort "kann" die Worte "in der zwei­
tenQualifikationsebene". eingefügt. 

bb) Nr. 1 wird gestrichen. 

cc) Die bisherigen Nrn:2 und 3 werden 
Nrn. 1 und 2. 

dd)Diebisherige Nr. 4 wird Nr. 3.; es wer­
den die Worte "Laufbahnprüfung für den 
mittleren Gesundheitsdienst" durch die 
Wörte "Qualifikationsprüfung für den 
fachlichen Schwerpunkt Hygienekon­
trolldienst " ersetzt. 

ee) Die bisherige Nr. 5 wird Nr.4; in Buchst.a 
werden die Worte "mittleren Gesund­
heitsdienstes" durch die Worte "fach­
lichen Schwerpunkts Hygienekontroll­
dienst mit dem Einstieg in der zweiten 
Qualifikationsebene " ersetzt. 

b) In Abs. 2 werden die Worte "Absatz 1 Nr. 6" 
durch die Wörte "Abs. 1 Nr. 4" ersetzt. 

5; In §3Abs .. 2 werden die Worte "Laufbahnprü­
fung für den mittleren .Gesundheitsdienst" durch 
die Worte "Qualifikationsprüfung für den fach­
lichen Schwerpunkt Hygienekontrolldienst" er­
setzt. 

6. In § 4 Abs. ·1 werden die Worte" bis 3" durch die 
Worte" und 2" ersetzt. 

. 7. In der Überschrift des Dritten Teils wird das Wort 
"Laufbahnprüfung" durch. das Wort "Qualifikati­
onsprüfung" ersetzt. 
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8. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort "Laufbahnprüfung" 
durch das Wort "Qualifikationsprüfung" er­
setzt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Dem Prüfungs amt obliegen die Aufgaben 
nach § 13 Abs. 3 APO." 

9. In § 7 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte "Befähigung 
für den höheren Gesundheitsdienst besitzen" 
durch. die Worte "beamtete Ärzte sein, die über 
die Qualifikationfür den fachlichen Schwerpunkt 
Gesundheitsdienst der Fachlaufbahn Gesundheit 
verfügen'" ersetzt. 

10. In § .16 NI. 1 werden die Worte "nach Notenstufe 
und Zahlenwert" durch die Worte '" die Notenbe­
zeichnung "ersetzt. 

§ 2 

Änderung 
derZulassungs-, Ausbildungs-und Prüfungs ordnung 

für den mittleren veterinär-technischen Dienst 

Die Zulassungs", Ausbildungs- und Prüfungsord­
nung für den mittleren veterinär-technischen Dienst 
(ZAPOVetmtD) vom 18. September 2002 (GVBl S.518, 
BayRS 2038-3~2-16-I), geändert durch § 2 der Verord~ 
nung vom 11. September 2009 (GVBl S. 504), wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgendeFassung: 

"Verordnung über den fachlichen Schwer­
punkt veterinär-technischer Djenst in der 
Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik 
(FachV-VettechnD)" . 

2.§ lwird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort "Geltungsbe­
reich" durch die Worte "Fachlicher Schwer­
punkt" ersetzt. 

b) Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) In der Fachlaufbahn Naturwissen­
SChaft und Technikwird der fachliche Schwer­
punkt veterinär-technischer Dienst gebildet. " 

cl In Abs. 2 werden die Worte "der .Laufbahn­
verordnung und'" gestrichen, 

3. § 2.wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aal Im einleitenden Satzteil werden nach 
dem Wort "kann" die Worte "in der zwei-

ten Qualifikationsebene" eingefügt. 

bb) NI. 1 wird gestrichen. 

ce) Die bisherigen Nm. 2 und 3 werden 
Nm. 1 und 2. 

dd)Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 3; es wer­
den die Worte "Laufbahnprüfung für den 
mittleren veterinäre technischen" durch 
die Worte "Qualifikationsprüfung für den 
fachlichen Schwerpunkt veterinär,technic 

scher" ersetzt. 

ee) Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 4; das .Wort 
"mittleren" wird gestrichen. 

b) In Abs. 2 werdendie.Worte"Absatz 1 NI. 6" 
durch di~ Worte "Abs. 1 Nr. 4" ersetzt. 

4. § 3 wird aufgehoben. 

5. Iri § 4 Abs. -2 vVerden die \"!orte' "Laufbahnprüfung 
für den mittleren veterinär-technischen" durch 
die Worte "Qualifikationsprüfung für den fachli­
chen Schwerpunkt veterinar-technischer"ersetzt. 

6. In §5 Abs.l werden die Worte "bis 3" durch die 
Worte "und 2" ersetzt. 

7. In der Überschrift des Dritten Teils wird das Wort 
"Laufbahnprüfung" durch das Wort "Qualifikati­
onsprüfung " ersetzt. 

8. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird da.sWört "Laufbahnprüfung" 
durch das Wort "Qualifikationsprüfung" er­
setzt. 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3DemPrüfungsamt obliegen die Aufgaben 
nach § 13 Abs. 3 APO." 

9. In § 8 Abs. 2 Satz.3 werden die Worte "die Befä­
higung für den höheren Veterinärdienst besitzen" 
durch die Worte ."beamtete Tierärzte sein, die 
über die Qualifikation für den fachlichen Schwer­
punkt Veterinärdienst der Fachlaufbahn Gesund­
heit verfügen" ersetzt. 

10. In § 9 Abs.2 werden das Wort "Personen" durch 
das Wort "Beamte" .und die Worte "die Befähi­
gung für eine Laufbahn des .höheren, gehobenen 
oder mittleren Dienstes besitzen" durch die Worte 
"mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 7 
innehaben"· ersetzt. 

11. In § .16 Nr. 1 werden die Worte "nach Notenstufe 
und Zahlenwert" durch die Worte '" die Notenbe­
zeichnung " ersetzt. 

12. § 18 wird aufgehoben. 
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§ 3 

Änderung 
derZulassungs", Ausbildungs- und Prüfungs ordnung 
für die Laufbahn des mittleren technischen Überwa­

chungsdienstes zum Schutz der Verbraucher 

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung für die Laufbahn des mittleren technischen 
Überwachungsdienstes zum Schutz der Verbraucher 
(ZAPO/ÜV) in der Fassung derBekanntmachungvom 
24. April 2002 (GVBlS. 184, BayRS 2038-3-2-14-1), ge­
ändert durch. § 3 der Verordnung vom 11. September 
2009 (GVBl S.504), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Verordnung über den fachlichen Schwerpunkt 
technischer Überwachungs dienst zum Schutz der 
Verbraucher in der Fachlaufbahn Naturwissen­
schaft und Technik (Fach V"TechnÜV)". 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift des §1 wird das Wort" Gel­
tungsbereich" durch die Worte "Fachlicher 
Schwerpunkt" ersetzt. 

b) In· der Überschrift des Dritten Teils·· wird das 
Wort "Laufbahnprüfung" durch das Wort 
"Qualifikationsprüfung " ersetzt. 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschriftwird das Wort "Geltungsbe­
reich" durch die Worte "Fachlicher Schwer­
punkt" ersetzt. 

b) Abs. 1 erhältfolgende Fassung: 

,,(1) In. der Fachlaufbahn Naturwissen­
schaft und Technik Wird der fachliche Schwer­
punkt technischer Übervvachungsdienst zum 
Schutz der Verbraucher gebildet" 

c) Der bisherige Satz 2 wird Abs. 2; die Worte 
"der Laufbahnverordnung (LbV) und" und 
die Worte ,,(APO) in ihrer jeweiligen Fas­
sung" werden gestrichen. 

4. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Im einleitenden Satzteil werden nach dem 
Wort "kann" die Worte "in der zweiten Quali­
fikationsebene " eingefügt. 

b) In Nr.4 wird das Wort "Laufbahriprüfung" 
durch das Wort "Qualifikationsprüfung" er­
setzt. 

5. In § 5 Abs. t Satz 2 werden die Worte "Laufbahn­
prüfung für den mittleren technischen"· durch die 
Worte "Qualifikationsprüfung für den fachlichen 
Schwerpunkt technischer" ersetzt. 

6. In der Überschrift des Abschnitts III wird das Wort 
"Laufbahnprüfung" durch das Wort "Qualifikati­
onsprüfung" ersetzt. 

7. In§ 6 Abs. 1 wird das Wort "Laufbahnprüfung" 
durch das Wort "Qualifikationsprüfung" ersetzt. 

8. § 8 Abs, 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 werden die Worte "Beamter des hö­
heren Dienstes sein" durch die Worte "ein 
Beamter sein, der für ein Amt ab der Besol­
dungsgruppe A 14 qualifiziert ist" ersetzt. 

b) Satz 4 erhält folgende Fassung: 

,,4Die weiteren Mitglieder sind ein beam­
teter Lebensmittelchemiker, ein beamteter 
Tierarzt, der über die Qualifikation für den 
fachlichen Schwerpunkt Veterinärdienst der 
Fachlaufbahn Gesundheit verfügt, und ein 
Beamter des. fachlichen Schwerpunkts tech­
nischer Über,,\Tachungsdienst zum-_ Schutz d'er 
Verbraucher. " 

9. In § 9 Nr. 4 wird das Wort "Laufbahnprüfung" 
durch das Wort "Qualifikationsprüfung" ersetzt. 

10, In § 10 Abs. 2 werden das Wort "Personen" durch 
das Wort "Beamte" und die Worte "die Befähi­
gung für eine Laufbahn des höheren, gehobenen 
oder mittleren Dienstes besitzen" durch die Worte 
"mindestens ein Amt der Besoldungsgruppe A 7 
innehaben "ersetzt. 

11. § ·13 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2werden di~ Worte "Beamter des hö­
heren Dienstes sein" durch die Worte "ein 
Beamter sein, . der für ein Amt ab· der Besöl­
dungsgruppe A 14 qualifiziert ist" ersetzt. 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Die Beisitzer sind ein beamteter Lebensmit­
telchemiker, ein beamteter Tierarzt, der über 
die Qualifikation für den fachlichen Schwer­
punkt Veterinärdienst der Fachlaufbahn 
Gesundheit· verfügt, oder ein Arzt, der über 
die Qualifikation für den fachlichen Schwer­
punkt Gesundheitsdienst der Fachlaufbahn 
Gesundheit verfügt, und ein Beamter des 
fachlichen Schwerpunkts nichttechnischer 
Verwaltungs dienst in der Fachlaufbahn Ver­
waltung und.Fi.nanzen, der für ein Amt ab der 
Besoldungsgruppe A 10 qualifiziert ist, oder 
ein Beamter des fachlichen Schwerpunkts 
technischer Überwachungsdienst zum Schutz 
der Verbraucher. " 

12. In § 14 Abs.l wird das Wort "insbesondere" ge­
strichen und werden die Worte "mittleren tech­
nischen Überwachungsdienstes zum Schutz 
der Verbraucher" durch die Worte "fachlichen 
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Schwerpunkts technischer Überwachungsdienst 
zum Schutz der Verbraucher mit dem Einstieg in 
der.zweiten Qualifikationsebene " ersetZt. 

13. § 18 Abs. 2 wird folgt geändert: 

a) In Nr. 1 werden die Worte "nach Notenstufe 
und ZahlenWert" durch die Worte "und die 
Notenbezeichnung" ersetzt. 

b) In Nm. 3 und 4 wird jeweils der Klammerzu" 
satz" (Zahlenwert)" gestrichen. 

§4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2011 in Kraft. 

München, dert18. März 2011 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

JoachimH e r r man n, Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt urtdGesundheit 

DI. Markus Sä der, Staats minister 
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